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Eckpunkte zur Reform der

Ausbildung zum gehobenen Verwaltungsdienst

Ausgangslage:

1. „Turbo-Abitur“, Studienzeitverkürzung und Berufsakademien sind Erfolgsmodelle baden-württembergischer Bildungspolitik, die nicht zuletzt aktuellen Anforderungen des Arbeits​markts entsprechen. Vor diesem Hintergrund ist auch eine Reform der vierjährigen Ausbil​dung zum gehobenen Verwaltungsdienst erforderlich, die eine Effizienzsteigerung ermöglicht und die Attraktivität des Ausbildungsgangs für Bewerber und Arbeitgeber erhöht.

2. Die Attraktivität einer Ausbildung hängt heute wesentlich davon ab, dass innerhalb über​schaubarer Zeiten sinnvolle Zwischenabschlüsse erreicht werden und dass es modulare Studiengänge zum Ausbau der Qualifikation gibt.

3. Eine Entbürokratisierung der Ausbildungsorganisation ist dringend erforderlich.

Lösungsansätze:

1. Konzentration der Ausbildung

Straffung der Ausbildung durch Verzicht auf das Dienstanfängerjahr, Angebot von Master-Studiengängen im Anschluss an die Staatsprüfung zum Diplom-Verwaltungswirt (FH)

	Vorpraktikum

ca. 4 bis 6 Wochen
	Studium an der Fachhochschule

mit Zwischenprüfungen

3 Semester


	Praxisstudium

2 Semester (1 Jahr)
	Studium an der FH

Laufbahn-prüfung geh. Dienst / Diplom-Arbeit

1 Semester


Optionaler Master-Studiengang an der Hochschule für öffentliche Verwaltung:

	Beschäftigung im gehobenen Verwaltungs​dienst (Zulassungsvoraussetzung)

unter Teilanrechnung auf ein Referendariat

ca. 24 Monate
	Master-Studiengang

ca. 3 Semester
	Referendariat, soweit nach Laufbahnrecht erforderlich, Laufbahnprüfung  für den höheren Dienst


In einem verbindlichen Vorpraktikum vor Eintritt in die Ausbildung lernen die Studierenden die Kommunalverwaltung in konzentrierter Form kennen. Das Studium im Blockmodell erspart Ortswechsel und Eingewöhnungsphasen. Das Praxisstudium in der Kommunal​verwaltung setzt auf eine abgeschlossene Theorievermittlung auf und besteht aus weitge​hend selbständiger, möglichst projektbezogener Beschäftigung. Es wird von den Fachhoch​schulen begleitet durch Intensivkurse, Fernstudienbriefe oder e-Learning.

Die Ausbildung bis zur Laufbahnbefähigung zum gehobenen Dienst dauert genau 3 Jahre. Die Einhaltung der Kriterien für eine europaweite Anerkennung als Fachhochschulstu​diengang ist bei der Ausgestaltung zu beachten.

2. Fachliche Spezialisierung in der Generalistenausbildung

Der Wahlfachbereich im Hauptstudium wird ausgeweitet. Auf Sonderstudiengänge (soge​nannter W-Zweig, Verwaltungsinformatik-Zweig o.ä.) kann verzichtet werden. Eine vertiefte Spezialisierung ermöglichen die Master-Studiengänge.

3. Weiterqualifikation durch Master-Studiengänge

Die Hochschulen für öffentliche Verwaltung bieten gemeinsam mehrere Master-Studien​gänge mit unterschiedlicher fachlicher Ausrichtung an (z.B. Öffentliche Betriebswirtschaft, Sozialmanagement, Verwaltungsinformatik, Europäische Verwaltung). Sie können als freies Studium oder bezahlt durch einen Arbeitgeber absolviert werden. Die Auswahl erfolgt durch die Hochschulen, wobei Zulassungsvoraussetzung u.a. eine Mindestzeit der Beschäftigung im gehobenen Dienst oder mit adäquaten Aufgaben sein muss. Die Master-Studiengänge müssen als Qualifikation für den höheren Verwaltungsdienst anerkannt werden. Auf ein lauf​bahnrechtlich gefordertes Referendariat sind Beschäftigungszeiten im gehobenen Dienst anzurechnen. Anzustreben ist daneben die Alternative, dass Absolventen dieses Studien​gangs im gehobenen Dienst zügiger befördert werden können.

4. Entbürokratisierung durch Delegation

Die erste Ausbildungskörperschaft (Bürgermeisteramt oder Landratsamt) stellt die Bewerber in eigener Verantwortung ein. Ein Zulassungsverfahren und Zulassungsausschüsse sind nicht mehr erforderlich. Die Kapazitätssteuerung der Fachhochschulen wird durch ein Anmel​deverfahren bei den Fachhochschulen gewährleistet. Kapazitäten und Zugangskriterien (im Sinne einer Qualitätssicherung) werden vom Innenministerium unter Beteiligung der kommu​nalen Landesverbände festgelegt. Dadurch tritt eine völlige Entlastung der Regierungspräsi​dien von Aufgaben bei der Ausbildung des gehobenen Verwaltungsdienstes ein.
Stand: 04/2002

Bearbeiter: J. Stingl / H. Burkhart

